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CFK attackiert Obama
Cristinas Auftritt beim „Gipfel der Amerikas“ in Panama
Gequälter Handschlag zwischen Cristina und US-Präsident Barack Obama. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Der 7. „Gipfel der Amerikas“ in Panama wird vor allem wegen der Annäherung zwischen den USA und Kuba in die Geschichtsbücher eingehen. Das jüngste Treffen der Staatschefs der Neuen Welt in dem mittelamerikanischen Kanalstaat wird vorerst auch der letzte seiner Art gewesen sein, an dem Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner Argentinien vertrat. Schließlich läuft ihre zweite Amtszeit Ende dieses Jahres ab.
Es dürfte auf jeden Fall einen geben, der darüber bestimmt nicht traurig ist: Barack Obama. Erntete der US-Präsident in Panama ansonsten viel Beifall wegen seiner Öffnung gegenüber Kuba, griff ihn seine argentinische Amtskollegin mit einer sehr kritischen Rede an.
Obama hatte den Verhandlungssaal zuvor verlassen, um bilaterale Gespräche zu führen. Cristina nahm dies etwas beleidigt zur Kenntnis und legte los. Sie nahm dabei das Dekret Obamas aufs Korn, in dem dieser Venezuela als Bedrohung für die USA bezeichnet hatte. Damit aber habe sich der US-Präsident „am Rande der Lächerlichkeit“ bewegt, wie Cristina urteilte. Die US-amerikanischen Behauptungen über Venezuela seien genauso lächerlich wie diejenigen Großbritanniens, das Argentinien unterstellt hatte, eine Gefahr für die britisch verwalteten Malwinen zu sein.
Cristina unterstellte den USA zudem, sogenannte „weiche Staatsstreiche“ in Argentinien und gegen andere linksgerichtete Regierungen in der Region zu unterstützen: „Es gibt heutzutage neue, subtile Formen der Einflussnahme auf unsere Regierungen. Dabei werden multinationale Medienkonzerne, falsche Anschuldigungen und unberechenbare Bündnisse zwischen Staaten geschlossen, um Verschwörungen auszuhecken.“
Des Weiteren forderte Cristina Washington auf, mehr Mittel seines enormen Haushalts zur Bekämpfung des Drogenhandels und der illegalen Einwanderung aufzuwenden. Sie könne nicht verstehen, wie eine Militärmacht mit einem Staatsetat von 640 Millionen Dollar offenbar nicht in der Lage sei, wirksam gegen das Drogenproblem vorzugehen. Dann ging sie auf die Gewinnspanne ein, die beim Drogenhandel erzielt wird: „In den Ländern, in denen die Drogen hergestellt werden, ist die giftige Substanz vielleicht 2000 Dollar wert. Wenn sie dann aber beispielsweise nach Chicago kommt, beträgt der Wert der gleichen Menge 40.000 Dollar.“ Chicago ist der Ort, an dem Obama seine politische Karriere gestartet hat.
Dann kritisierte Cristina Obamas angeblich fehlenden Sinn für Geschichte: „Ich verstehe nicht, weshalb der US-Präsident gerade gesagt hat, dass ihm die Geschichte nicht sonderlich wichtig sei. Ich hingegen messe der Historie eine große Bedeutung bei. Denn dies hilft mir zu verstehen, was in der Gegenwart geschieht.“ Obama hatte zuvor mit Blick auf die Annäherung mit Kuba gemeint, dass sein Land nicht „Gefangener der Geschichte“ sein wolle und nach vorne in die Zukunft schaue.
Dem von ihr selbst als „historisch“ bezeichneten Gipfel von Panama wollte Kirchner nicht länger als notwendig beiwohnen. Bereits einige Stunden vor dem offiziellen Ende verließ sie das Treffen. Bereits an der Eröffnungszeremonie und am Galadiner des panamaischen Präsidenten Juan Carlos Varela nahm sie nicht teil. (Siehe auch Meinung)
Argentinien
Urtubey bei Vorwahlen vorne
Gegenspieler Romero prangert Wahlbetrug in Salta an
Gouverneur Juan Manuel Urtubey bei der Stimmabgabe. (Foto: salta.gov.ar)
Buenos Aires (AT/mc) – Juan Manuel Urtubey ist der Sieger der Vorwahlen (PASO) in Salta. Der amtierende Gouverneur erreichte am Sonntag 47,25 Prozent der Stimmen und verwies seinen schärftsten Widersacher und Amtsvorgänger Juan Carlos Romero (33,68 Prozent) deutlich auf den zweiten Platz. Die Vorwahlen hatten de facto nur den Wert einer präzisen Meinungsumfrage, da es innerhalb der verschiedenen Bündnisse keine konkurrierenden Kandidaturen gab. Für die Hauptwahlen am 17. Mai ist Urtubey nun klarer Favorit. Urtubey wie Romero gehören beide der von Juan Domingo Perón gegründeten Gerechtigkeitspartei (PJ) an. Doch während Urtubey dem Kirchner-treuen Flügel angehört, zählt Romero zum Lager der peronistischen Abtrünnigen. Im Wahlkampf erhielt Romero Unterstützung von Sergio Massa, dem Führer der Erneuerungsfront (FR).
Von Verbundenheit im Zeichen Peróns war jedenfalls wenig zu spüren, als am Wahlabend die Resultate bekannt wurden. Romero sprach ganz offen von einem „beschämenden Wahlbetrug“ - dem „größten in der argentinischen Geschichte“. Der einstige Gouverneur behauptete, bei vielen Apparaten zum Stimmenzählung seien bereits im Vorfeld die von Urtubey gewünschten Ergebnisse eingestellt gewesen. „Es ist eine Schande“, so Romero, der den Namen seines Gegenspielers nicht ein einziges Mal erwähnte.
Urtubey ließ sich die Feier nicht verderben. Gemeinsam mit Kabinettschef Aníbal Fernández, den nationalen Ministern Florencio Randazzo (Innen) und Agustín Rossi (Verteidigung) sowie seinen Gouverneurskollegen Daniel Scioli (Provinz Buenos Aires) und Sergio Urribarri (Entre Ríos) genoss er seinen Erfolg: „Die Bürger von Salta wollen nach vorne schreiten und nicht in die Vergangenheit zurück.“
Urtubey strebt derzeit seine dritte Amtszeit als Verwaltungschef der Provinz an. Zuvor hatte Romero zwölf Jahre lang diesen Posten inne. Während Urtubey vor allem in ländlichen Bereichen punkten konnte, ist Romero in der Provinzhauptstadt Salta stark.
Dritter der Vorwahlen wurde Claudio del Plá, der Spitzenkandidat der Arbeiterpartei, mit 7,25 Prozent der Stimmen. Bei den Parlamentszwischenwahlen 2013 hatten die Linksextremen noch rund 20 Prozent erreicht. Auf den weiteren Plätzen folgten Miguel Nanni (6,72 %, Bündnis UCR-UNEN-PS), Edmundo Falú (2,05 %, Volksfront) und Cecilia Gómez (1,81 %, Neue Linke). Mit Carlos Comparada (Bewegung für Gerechtigkeit und Würde) konnte sich lediglich ein Kandidat nicht für den Hauptwahlgang im Mai qualifizieren. Hierfür mussten die Bewerber eine Hürde von 1,5 Prozent überwinden. Comparada brachte es nur auf 1,2 Prozent.
Spannender ging es bei den Vorwahlen um das Bürgermeisteramt in der Provinzhauptstadt zu. Dort kam es innerhalb der Erneuerungsfront zu einem Duell zwischen Gustavo Sáenz, der von Massa unterstützt wurde, und Guillermo Durand Cornejo, einem Gefolgsmann von Buenos Aires-Bürgermeister Mauricio Macri. Sáenz setzte sich knapp durch. Bei den Hauptwahlen im Mai hat er es nun vor allem mit dem Kirchner-Getreuen Javier David zu tun, der sich bei den Vorwahlen in seinem politischen Lager gegen José Vilariño durchsetzte.
Argentinien
Trend zur Privat-Uni
Buenos Aires (AT/mc) – In Argentinien sind private Universitäten stark im Kommen. Wie eine aktuell veröffentlichte Statistik des Studienzentrums für Bildungsangelegenheiten aufzeigt, ist die Zahl der an privaten Hochschulen eingeschriebenen Studenten zwischen 2003 und 2012 um 77,6 Prozent angestiegen.
Waren es 2003 noch 215.400 Studenten an Privat-Unis, betrugt deren Zahl neun Jahre später bereits 382.600. Bei staatlichen Unis betrug der Zuwachs im selben Zeitraum hingegen nur 13,2 Prozent: Von 1.273.800 auf 1.442.300 Studenten. Auch wenn es an staatlichen Unis in absoluten Zahlen also noch fast viermal so viele Studenten gibt wie an privaten, ist der Trend der vergangenen Jahre doch eindeutig: So entschieden sich in dem angeführten Vergleichszeitraum 78 Prozent aller angehenden Studenten für eine Einschreibung an einer Privat-Uni. Nur 22 Prozent immatrikulierten sich an einer staatlichen Hochschule.
Gründe für die Entwicklung gibt es mehrere. Alieto Guadagni, der Leiter des eingangs erwähnten Studienzentrums, verwies darauf, dass die zunehmende Privatisierung des Schulwesens die mentalen Voraussetzungen schaffe, sich auch im Studium in private Hände zu begeben. Die Privat-Unis hätten zudem keine restriktive Zugangspolitik, so Guadagni gegenüber der Zeitung „Clarín“.
Marcelo Rabossi, Forscher an der Privat-Uni „Di Tella“, hebt zudem die strikten staatlichen Qualitätskontrollen hervor, denen sich auch die privaten Hochschulen unterziehen müssten.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Foster-Bau für Macri
In Deutschland ist Sir Norman Foster vor allem bekannt als Architekt, der die Neugestaltung des Berliner Reichstags vorgenommen hat. Doch auch in Buenos Aires hat der Brite sich mittlerweile verewigt: Im Stadtteil Parque Patricios ist unter seiner Federführung ein modernes Verwaltungszentrum entstanden, das von der Stadtregierung bereits genutzt wird. Insgesamt sollen rund 1200 Mitarbeiter der hauptstädtischen Administration hier ihren Arbeitsplatz finden. Auch die Spitzen der Stadtregierung wie Bürgermeister Mauricio Macri und dessen Stellvertreterin María Eugenia Vidal sowie Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta haben an der Straße „Uspallata“ bereits Büros bezogen. Charakteristisch für den Foster-Bau ist vor allem die gewellte Dachkonstruktion. Es gibt vier Etagen für Büroräume. In den drei Untergeschossen sind Parkplätze für 400 Autos vorhanden. Das Gebäude hat riesige Fensterfronten, sodass das Innere von Licht durchflutet wird. Dies soll auch Stromkosten für künstliches Licht sparen. Überhaupt bemühten sich die Bauherren, bei dem Neubau auf ökologische Nachhaltigkeit zu achten. Dies brachte ihnen das LEED-Zertifikat in Silber für energie- und umweltgerechte Planung ein.
Hanfplantage
Ein Schweizer Paar ist vor wenigen Tagen im Bezirk Brandsen (Provinz Buenos Aires) festgenommen worden, da im Garten ihres Hauses eine professionelle Hanfplantage entdeckt wurde. Dies berichtet das Online-Portal „20 Minuten“. Demnach fand die Polizei auf dem Grundstück in der Ortschaft Jeppener 36 Hanfpflanzen, die meisten von ihnen zwischen einem und drei Meter hoch. Damit hätte sich rund 50 Kilogramm Cannabis produzieren lassen. Bei dem verhafteten Mann handelt es sich um einen 36-jährigen Luzerner. Die Frau ist fünf Jahre älter. Die Beamten stellten neben den Pflanzen auch Beleuchtungs- und eine Bewässerungsanlage und ein Trocknungsgerät sicher. Auf die beiden Hanfzüchter kommt nun ein Prozess zu.
109. „Enkel“ begeht Selbstmord
Tiefe Trauer bei den „Großmüttern der Plaza de Mayo“ (Abuelas): Am Sonntag gab die Menschenrechtsorganisation bekannt, dass sich mit Pablo Athanasiu einer der „wiedergewonnenen Enkelkinder“ das Leben genommen hat. Der 38-jährige Mann beging Samstagnacht in seiner Wohnung in der Straße „Independencia“ in Buenos Aires aus bislang ungeklärten Motiven Selbstmord. Athanasiu war die 109. Person, deren wahre Identität die Abuelas mittels Genvergleichen ermitteln konnten. Seine Eltern waren in den Siebziger Jahren Mitglieder der Guerrilla-Organisation Revolutionäre Volksarmee (ERP). Sie wurden Opfer der Militärdiktatur. Pablo wuchs bei einer Familie auf, die der Junta nahestand. 2013 konnte seine wahre Herkunft geklärt werden. „So wie wir jede neue Identitätsklärung eines Enkels feiern als wäre es der eigene, genauso sehr schmerzt der frühe Tod eines Betroffenen“, beschrieben die Abuelas ihre Trauer in einer Presseerklärung.
Neue Zufahrt zur „Illia“
Es soll vor allem eine Entlastung für die „9 de Julio“ sein: Ab sofort können Autofahrer, die im Zentrum der Hauptstadt unterwegs sind, von der „Avenida Libertador“ auf die Autobahn „Illia“ fahren. Die neue Auffahrt hat eine Länge von 300 Metern und eine Fahrbahnbreite von 4,50 Metern. Die Verkehrsplaner schätzen, dass das neue Verbindungsstück von 5000 Fahrzeugen pro Tag befahren wird. Bislang konnten die Verkehrsteilnehmer lediglich über die mittleren Fahrbahnen der „9 de Julio“ auf die Autobahn gelangen, deren Verlängerung sie ist. Durch eine Brücke wird die kreuzende „Libertador“ überquert. Nun sind die Straßen durch die neue Zufahrtsrampe miteinander verbunden. Bis Mitte des Jahres soll des Weiteren auch eine Verbindung in der Gegenrichtung entstehen, damit man von der „Illia“ auf die „Libertador“ abbiegen kann.
Verhaftung in Mar del Plata
Der Arm der US-Justiz reicht bis nach Mar del Plata: Auf Antrag eines Staatsanwalts des US-Bundesstaates Montana nahm Interpol am Montag den argentinischen Geschäftsmann Francisco Pagano fest. Der Geschäftsführer der Wechselstube „La Moneta“ wird verdächtigt, in den Vereinigten Staaten Geldwäsche in Höhe von 24 Millionen US-Dollar betrieben zu haben. Dafür soll er rund 2000 Schecks in der Filiale der argentinischen Nationalbank (Banco de la Nación) in New York eingelöst haben. Dabei sei es zu Verstößen gegen das Anti-Geldwäsche der USA gekommen. Pagano wurde zunächst ins Amtsgebäude der Bundespolizei in Mar del Plata gebracht. (AT/mc)
Meinung
CFK in Panama
Das jährliche Präsidententreffen fand dieses Jahr zum siebten Mal in Panama statt, wo Präsidentin Cristina Kirchner zu spät eintraf und beim traditionellen Gruppenfoto nicht dabei war. Pünktlichkeit ist offenbar nicht ihre Stärke. Die Versammlung der 35 Staatschefs des amerikanischen Kontinents wurde durch die Öffnung des US-Präsidenten Barack Obama gegenüber der kubanischen Diktatur der Gebrüder Castro beherrscht. Vorläufig erschöpft sich diese Geste mit der formellen Eröffnung der US-Botschaft in Havanna, wiewohl bisher die US-Regierung eine diplomatische Niederlassung auf Kuba hatte. Sonst nichts. Der Handschlag Obamas mit Raúl Castro symbolisierte diese Öffnung. Kuba ist kein terroristisches Land mehr wie bis jetzt, das von USA geächtet wurde. Demnächst wird die US-Regierung diesen Zustand offiziell beglaubigen. Ob der von der oppositionellen republikanischen Partei kontrollierte US-Kongress in beiden Kammern, die Öffnung Obamas gegenüber Kuba nachvollziehen wird, indem US-Exporte nach Kuba erlaubt werden, muss sich noch zeigen. Die Republikaner in USA misstrauen den Kubanern, insbesondere in Sachen Menschenrechte und Verfolgungen von Dissidenten. Raul Castro ersetzt seinen Bruder Fidel und hat gelobt, nach seiner jetzigen Regierungsperiode nicht mehr zu kandidieren. Sein Bruder Fidel ist krank.
All diese Veränderungen in den interamerikanischen Beziehungen wurden von Präsidentin Cristina Kirchner in ihrer Rede auf der Gipfelkonferenz nicht erwähnt. Immerhin hat Kuba seinerzeit die ersten argentinischen Terroristen ausgebildet, womit der Terrorkrieg der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts in die Wege geleitet wurde. Dieses international tragische Kapitel der argentinisch-kubanischen Beziehungen ist offenbar kein Thema für die Präsidentin, die ihre traditionelle Anti-US-Einstellung in Panama bekräftigte, hat sie doch vor einigen Monaten behauptet, sollte ihr etwas passieren (gemeint war ein Attentat), so solle man nach Norden, nicht nach Osten schauen.
Hingegen hat die Präsidentin ihrer Rede deutlich Stellung zugunsten von Venezuela bezogen, nachdem Präsident Obama behauptet hatte, Venezuela sei ein Sicherheitsproblem für die USA, ohne dass man bisher erkunden konnte, was er eigentlich damit meinte. In Panama grüßten sich beide Präsidenten freundlich mit Handschlag. Venezuelas Präsident Nicolás Maduro, dessen Land nach der Halbierung des Ölpreises praktisch bankrott ist, weiß nicht, wie er die ausufernde Inflation, mindestens doppelt so hoch wie in Argentinien, meistern kann. Außer der abermaligen Bestätigung des argentinischen Anspruchs auf die Malwineninseln im Südatlantik, ein Dauerthema der argentinischen Außenpolitik seit 1833, als die Engländer die Inseln militärisch besetzten und die argentinischen Amtsträger auswies, beschränkte sich die Rede der Präsidentin auf ihre Solidarität mit Venezuela. Das färbte aber nicht auf das Präsidententreffen in Panama ab, das vom Handschlag Obamas und Castros beherrscht wurde, der vorläufig nur eine Geste ist, aber in Kuba selber mit Freude empfangen wurde. Offenbar hoffen die Kubaner, dass ihre Regierung sich künftig demokratischer als bisher, ohne Verfolgung der Dissidenten, verhalten wird, was freilich abzuwarten ist, solange in Kuba keine demokratischen Öffnung unterwegs ist. Echte Reformen der diktatorischen Kubaregierung bleiben abzuwarten.
Meinung
„Blödsinn“ von Erdogan
Von Stefan Kuhn
Ganz unrecht hat der türkische Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan nicht, wenn er die Aussagen von Papst Franziskus zum Völkermord an den Armeniern als historisch falsch kritisiert. Das Oberhaupt der Katholischen Kirche hatte den Genozid als ersten des 20. Jahrhunderts bezeichnet. Damit liegt der Theologe falsch. Als erster Völkermord des vergangenen Jahrhunderts gilt die Vernichtung der Herero durch deutsche Truppen 1904/05 im damaligen Schutzgebiet Deutsch-Südwestafrika. Nach der Niederschlagung eines Aufstands gab der deutsche Oberbefehlshaber Lothar von Trotha einen Vernichtungsbefehl aus. Er ließ den Stamm in die Omaheke-Wüste treiben und hielt ihn von Wasserstellen fern. Zwischen 65.000 und 85.000 Herero starben. Das entspricht etwa zwei Dritteln des gesamten Volkes.
Doch auf diese historische Unrichtigkeit spielte Erdogan nicht an. Er reagierte wie immer, wenn vom Völkermord an den Armeniern die Rede ist, und reagieren muss er in letzter Zeit häufiger. Am 24. April jährt sich der Massenmord an den armenischen Christen im damaligen Osmanischen Reich zum 100. Mal. An diesem Datum wurden 1915 in Konstantinopel bei Razzien gegen die armenische Elite über 2000 Menschen verhaftet. Schon einen Monat später wurde ein Deportierungsgesetz erlassen. Bei diesen Massendeportationen kamen Hunderttausende Armenier ums Leben, teils durch Hunger und Krankheit, teils durch Massenerschießungen. Nur ein Bruchteil starb bei militärischen Auseinandersetzungen mit der osmanischen Armee. Die Schätzungen über die Opferzahlen liegen zwischen 300.000 und 1,5 Millionen Toten.
In der Türkei schreibt man die Geschichte anders. Man spricht von Auseinandersetzungen zwischen Türken und Armeniern, bei denen es auf beiden Seiten Tote gegeben habe. Ungünstige Witterungsbedingungen hätten zu hohen Opferzahlen unter den Armeniern geführt. Das ist natürlich Geschichtsklitterung.
Es gab zwar Scharmützel, und einige armenische Gruppierungen riefen offen zum Aufstand gegen die osmanische Regierungsmacht auf, aber die meisten Armenier blieben loyal zur Führung, obwohl es schon in den 1890er-Jahren Pogrome an der christlichen Volksgruppe gab. Damals wurden 80.000 bis 300.000 Armenier ermordet. Offiziell stand das Volk unter dem Schutz der Regierung in Konstantinopel, aber die Behörden tolerierten die von Kurden begangenen Massaker.
1915 war die Situation anders. Das Osmanische Reich war an der Seite Deutschlands und Österreich-Ungarns in den 1. Weltkrieg eingetreten und erhoffte sich Gebietsgewinne. Doch im Norden gab es schon bald eine vernichtende Niederlage gegen Russland. Auf russischer wie auf türkischer Seite kämpften armenische Einheiten. Die von den nationalistischen Jungtürken dominierte osmanische Führung ließ daraufhin ihre armenischen Regimenter entwaffnen und größtenteils hinrichten. Man warf der christlichen Minderheit Hochverrat vor.
Zweifel am Massenmord an den Armeniern gibt es nicht, dafür aber - wie in solchen Fällen üblich - unnötige Diskussionen um die Opferzahl. Wenn die Türkei heute von 300.000 oder noch weniger redet, widerspricht sie selbst den Verantwortlichen. Der spätere deutsche Außenminister und Reichskanzler Gustav Stresemann gibt 1916 nach einem Gespräch mit dem damaligen Machthaber Enver Pascha die Opferzahl mit 1 bis 1,5 Millionen an. Der türkische Staatsgründer Mustafa Kemal „Atatürk“ schreibt 1928 von 800.000 Toten.
Die juristische Diskussion, ob der Massenmord an den Armeniern nun als Völkermord oder doch nur als Massenmord einzustufen ist, ist auf den ersten Blick einfach nur geschmacklos. Wenn fast eine Million Menschen ermordet wird, scheint die Frage nach Absicht oder Eskalation unerheblich. Doch bei der Unterscheidung geht es um viel Geld. So erkennt auch die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsnachfolger des Deutschen Kaiserreichs den Völkermord an den Herero nicht als solchen an, denn dies würde die Gefahr von Entschädigungszahlungen mit sich bringen. Die Herero fordern zwei Milliarden Euro. Immerhin verleugnet Deutschland seine Geschichte nicht, sondern gesteht Schuld ein und trägt auch finanzielle Verantwortung. In einigen Fällen, darunter Namibia und Griechenland, drückt es sich allerdings vor letzterer.
Dass die Türkei den Begriff Völkermord vermeidet, ist deshalb verständlich. Dass sie ihre Geschichte verleugnet, macht sie neben den Demokratiedefiziten des Staates für einen Betritt zur Europäischen Union ungeeignet. Wenn Erdogan dem Papst vorwirft, „Blödsinn“ zu reden und ihn davor warnt, seine Aussagen zu wiederholen, disqualifiziert er nicht nur sich, sondern sein ganzes Land. „Blödsinn“ war allenfalls Erdogans Reaktion.
Meinung
Randglossen
Der Versuch der Regierung, ihren Kandidaten für den Obersten Gerichtshof, Roberto Carlés, im Senat durchzusetzen, ist gescheitert, weil sie im Senat nicht die vorgeschriebene Mehrheit von zwei Dritteln erreichen konnte. Die Opposition hatte sich verschworen, keinem Kandidaten der Regierung für das höchste Richteramt ihre Stimmen zu geben. Das soll der nächsten Regierung ab 10. Dezember vorbehalten bleiben. Der Ablehnungspakt funktionierte und die Regierung zog ihren Plan zurück. Angeblich überlegt die Exekutive jetzt, die Zahl der Richter wieder von fünf auf neun anzuheben, was ihren damaligen Vorstoß zunichte machen würde, als der Oberste Gerichtshof suksessive von neun auf fünf Mitglieder verringert wurde. Ihr politisches Ziel war und ist, die Gängelung der obersten Richter durch die Exekutive abzusichern, die derzeit nicht besteht. Zum Glück für alle Einwohner, deren Rechte der Oberste Gerichtshof garantiert.
Die Justiz hat der Berufung des Staatsanwaltes Moldes stattgegen und wird in zweiter Instanz darüber befinden, ob die These des toten Staatsanwaltes Alberto Nisman stimmt, dass die Regierung mit Iran anbandelte, um den Freispruch der angeklagten Iraner im Fall AMIA zu ermöglichen. In erster Instanz hatte ein regierungsfreundlicher Richter die These Nismans abgelehnt. Hinter diesem Rechtsstreit stehen mögliche argentinische Lieferungen von angereichertem Uran an die Theokratie der Ajatollas in Iran, mit dem eine Atombombe hergestellt werden kann. Genau darum geht es in den Verhandlungen der Vetostaaten in der UNO plus Deutschland, die Iran verpflichten wollen, auf die Bombe zu verzichten. Im Gegenzug werden die Wirtschaftssanktionen gegen den Iran aufgehoben.
Aus der jüngeren argentinischen Geschichte ist diese Art von Wahlwerbung nicht unbekannt. Mit „Choripan“ (Grillwurstbrötchen) und Freibier oder Wein sollen die Peronisten schon manche Stimme gewonnen haben. Allerdings dürfte sich der Erfolg solcher Aktionen doch eher in Grenzen halten. Mit einer warmen Mahlzeit kann man Niemanden an die Urnen bringen, in Argentinien muss man das auch nicht. Hier herrscht Wahlpflicht, und wer sich durch eine Wurst bestechen lässt, der wählt eh peronistisch. Völlig wurst sind solche Aktionen dennoch nicht. Ohne Verpflegung hätten an derartigen Wahlveranstaltungen wohl weniger Menschen teilgenommen, und Masse gibt optisch doch einiges her.
In Großbritannien hat jetzt die europafeindliche Ukip Probleme mit der dort verbotenen Verpflegung potenzieller Wähler. Dort gab es bei einer Wahlveranstaltung gratis „Sausage Rolls“, Würstchen im Blätterteig. Man muss die Ukip nicht mögen, aber in einem Punkt hat die Partei Recht. Von einem dieser Kalorienbömbchen lässt sich kein Wähler bestechen. Im Prinzip müsste man dann auch von einer Partei verschenkte Werbe-Kugelschreiber verbieten. Wer zu Veranstaltungen einer Partei geht, macht das weniger aus Informationsgründen, sondern weil er Anhänger der Partei ist. Er tut das freiwillig. Wesentlich lästiger ist die derzeit in Argentinien grassierende telefonische Wahlwerbung. Dass man Monate vor der Wahl mehrmals die Woche von Tonbandstimmen der Kandidaten belästigt wird, gehört verboten. Würsten kann man sich verweigern. Wenn man das Telefon abstellt, verpasst man vielleicht einen wichtigen Anruf.
Wirtschaft
Galuccio dixit
Der Präsident des staatlich kontrollierten Erdölunternehmes YPF, Miguel Galuccio, hielt Ende der Vorwoche bei der unternehmerischen Gipfelkonferenz der Amerikas, in Panamá, eine Rede, in der er folgende Aspekte hervorhob:
- YPF zählt mit einer Belegschaft von 25.000 Personen. Hierzu sei bemerkt, dass YPF 1992 als reines Staatsunternehmen 52.000 Arbeitnehmer hatte, die der damalige Präsident und Geschäftsführer José Estenssoro zunächst auf 6.000 verringerte, bei gleichzeitiger Produktionserhöhung. Danach stieg die Belegschaft wegen Erweiterung der Tätigkeiten auf über 10.000 Menschen. Die gegenwärtige Belegschaft erscheint somit stark überhöht. Auch YPF wurde für gut bezahlte Posten der Mitglieder von “La Cámporta” und anderen Arbeitlosen eingesetzt. Galuccio wies auch darauf hin, dass YPF indirekt (also durch Zulieferanten, unabhängige Tankstellen und Kunden) weitere 60.000 Menschen beschäftige, was übertrieben erscheint.
- YFP hat ab 2011 das jährliche Investitionsvolumen verdreifacht. Das sei möglich gewesen, weil die argentinische Regierung die Konkurrenzfähigkeit des Unternehmens wieder hergestellt habe (was sich auf die starken Preiszunahmen für Benzin und Dieselöl bezieht), und auch weil sich das Unternehmen für die Zusammenarbeit mit ausländischem Kapital geöffnet hat (was sich auf den Vertrag mit Chevron bezieht).
- Der Erdölpreis sei in Argentinien auf u$s 77 pro Barrel festgesetzt worden, “was wahrscheinlich der höchste Preis sei, der gegenwärtig weltweit für Erdölproduzenten besteht.”
- Das Projekt, das in der Entwicklung von 3% des Schieferöl und –gaslagers Vaca Muerta besteht, habe schon zu einer Förderung von 40.000 Barrel Erdöl und Gas (umgerechnet in Erdöleinheiten) pro Tag geführt. Es handelt sich um das grösste nicht konventionelle Lager, das gegenwärtig ausserhlab der USA ausgebeutet wird.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,88, knapp über der Vorwoche und um 3,68% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 31,50 Mrd. gegen u$s 31,51 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,235, zum 30.09.15 bei $ 9,735 und zum 30.12.15 bei $ 10,42. Der Terminkurs per April 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 30,02%. Der Schwarzkurs erreichte am Dienstag bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,80.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Plus von 7,58% und lag 41,38% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 56,86% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,97% und lagen 31,80% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 gewannen 0,76% zur Vorwoche und lagen 3,83% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 12,81% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 225,46 (Vorwoche $ 227,72) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 322,08 (Vorwoche $ 325,32).
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die Oppositon im Kongress als Durchschnitt privater Ermittlungen berechnet, ergab für März eine Zunahme von 2,12%, womit die 12 Monate zum März bei +29,81% liegen.
***
Die wirtschaftliche Tätigkeit liegt im März 2015 um 1,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner ermittelt. Das BIP weist somit in 13 Monaten in Folge interanuelle Abnahmen aus.
***
Wirtschaftsminiser Axel Kicillof gab bekannt, dass schon 1,5 Mio. Familien die Subvention als Ausgleich für den höheren Preis vom Flaschengas erhalten haben, wobei ihnen unmittelbar weitere 500.000 folgen werden. Somit würde das Ziel von 2,5 Mio. bald erreicht. Von einem Gasbehälter von 10 kg, der $ 97 kostet, subventioniert die Regierung $ 77.
***
Die Gewerkschaft der Metallarbeiter (UOM) hat mit einem Streik von 36 Stunden ab 23. April gedroht, wenn die Unternehmer bei den Verhandlungen zur Erneuerung des Arbeitsvertrages nicht einer Erhöhung von 32%, bei einem Mindestlohn von $ 8.500, zustimmen. Dies soll am kommenden Dienstag entschieden werden.
***
Mit 53 Stimmen gegen nur 2 hat der Senat das Gesetz über die Schaffung des staatlichen Eisenbahnunternehmens verabschiedet, das schon von der Deputiertenkammer genehmigt worden war. Das Gesetz ändert kaum etwas an der bestehenden Lage. Es erlaubt auch Konzessionen für die Betreibung der einzelnen Strecken an private Unternehmen. In diesem Sinn sollen die bestehenden Konzessionen für den Frachtverkehr ins Landesinnere eneut ausgehandelt werden. Bei den Vororteisenbahnen, die mit neuen chinesischen Zügen ausgestattet wurden, wobei auch defekte Schienen erneuert wurden, ist die Betreibung weitgehend vom Staat übernommen worden, was dazu geführt hat, dass die Stundenpläne nicht eingehalten werden und der Dienst allgemein schlecht ist.
***
Die Kammer der Rindfleischindustrie CICCRA warnte, dass der Preis für Rindfleisch in 2. Halbjahr 2015 voraussichtlich steigen werde. Nachdem durch die Überschwemmungen in der Provinz Buenos Aires über 400.000 Kälber verloren gingen, werde es ein geringeres Angebot von Rindern geben. Ausserdem wird damit gerechnet, dass mehr Kühe einbehalten werden, was das Gesamtangebot auch verringert. Die Schlachtung von Kühen machte in letzter Zeit 43% der Gesamtschlachtungen aus, 2 Prozentpunkte weniger als zur gleichen Vorjahreszeit. Schliesslich wird mit einer geringeren Anbaufläche bei Getreide und Ölstaat gerechnet, so dass viele Landwirte dabei auf Rinderzucht übergehen, was auch unmittelbar das Angebot verringert. Der Rindfleischkonsum erreichte im März 2015 59,3 Kg pro Kopf, 5,2% weniger als ein Jahr zuvor. Der Rindfleischpreis ist im März 2015 um 3% gestiegen, und in einem Jahr um 23,5%.
***
Die Industrieproduktion ist nach Berechnungen des Beratungsbüros von Orlando Ferreres im März internauell um 1,4% zurückgefallen. Somit erreichte der Rückgang im ersten Quartal gegenüber dem Vorjahr 1,9%. Besonders hart getroffen sind die Bereiche Anlagen und Ausrüstungen; etwas weniger die Chemie und die Metallindustrie. Leichte Zuwächse konnte man bei der Lebensmittelindustrie und der Bauindustrie verzeichnen.
***
Seit letztem Wochenende gilt eine neue Preisrunde für sämtliche Produkte, die im Programm der sogenannten „gepflegten Preisen“ eingeschlossen sind. Die vom Wirtschaftsministerium genehmigten, durchschnittlichen Preiserhöhungen, liegen für die 476 Produkte bei 2,8%. Einige sind um 7% teurer geworden. Einzelne, wie Sonneschutzcremes und Insektenschutz, sind vom Programm ausgenommen worden, u.a. auch aus saisonalen Gründen, während in der Kategorie „Lebensmittel“ bis zu 28 neue Produkte eingeführt wurden. Das Programm wurde im Januar 2014 ins Leben gerufen. Die Preise werden vierteljährlich erhöht und liegen im allgemeinen weit unter denen vergleichbarer Produkte. Die Waren mit „gepflegten Preisen“ ziehen in den Supermärkten Kunden an, die sich bisher in anderen Einzelhandelsgeschäften, auch in chinesischen Supermärkten, versorgten, die jedoch dem Sysrtem nicht angeschlossen sind.
***
Im März haben die 555 informellen Märkte, wie an erster Stelle „La Salada“, Geschäfte i.H. von $ 3,64 Mrd. getätigt, teilte der Verband CAME mit, der besonders den kleinen Einzelhandel vertritt. Der Verband hat landesweit 74.150 Verkaufsstände in 439 Städten gezählt. Gegenüber der letzten Erhebung vom Juni 2014 wurden 17.635 neue Verkaufstellen gezählt, die meisten in der Gemeinde Lomas de Zamora. Das Format der sogenannten „Saladitas“ wächst ständig weiter. Allein in den letzten neun Monaten wurden 26 neue solche Märkte festgestellt. Paralell dazu wurden 27.544 fliegende Händler gezählt (benannt „manteros“, weil sie ihre Ware auf einem Tuch auf dem Bürgersteigt ausstellen), dessen Verkäufe in 124 Städten den Betrag von $ 1,07 Mrd. erreichten. Buenos Aires, La Plata, Formosa, die Gemeinen Escobar, Lomas de Zamora, La Matanza, Florencio Varela und Quilmes sind die Orte mit den meisten illegal operienden Märkten.
***
Der amtliche Wechselkurs zum US-Dollar könnte bis Jahresende $ 10,64, und bis Ende 2016 $ 14,22 erreichen. Diese Durchschnittswerte reflektieren die Meinungen von Wirtschaftlern, die an einer Befragung von Latin Focus Consensus Forecast teilgenommen haben. Dennoch gab es Stimmen die einen viel höheren Kurs prognostizieren. Bei der Repräsentanz der japanischen Bank Nomura erwartet man einen Wechselkurs von $ 12,50 bis Jahresende, und von $ 17,50 bis Ende 2016. Santander rechnet mit jeweils $ 12,00 und $13,80.
***
Im März wurden insgesamt 137.287 gebrauchte Kraftfahrzeuge verkauft, eine deutliche innerjährliche Zunahme von 12,7%. Dennoch bleibt die Tendenz zum Abschluss der ersten Quartals mit -4,7% innerjährlich negativ. Die Preise sind im Verhältnis zu neuen Einheiten zurückgegangen, was die Zunahme erklärt.
***
Der Verkauf von Baumaterialien erreichte laut Construya Index im März ein innerjährliches Plus von 1,3%. Für das erste Quartal zeichnet sich im Jahresvergleich ein klarer Rückgang von 5,6%, ab. Der Index spiegelt die Verkäufe der wichtigsten Baumaterialien, wie Ziegelsteine, Zement, Stahl, Fliessen, Farben, usw. wieder. Zu den teilnehmenden Firmen zählen die Gruppe Aluar, Cerro Negro, Plavicon und Acqua System u.a.
***
Die Stadtverwaltung von Buenos Aires zählt mit 148.313 Beamten, 17.000 (gleich 13%) mehr als Ende 2011. Das geht aus den Daten der ANSeS hervor. In der gleichen Periode nahmen die privaten Arbeitsplätze in der Stadt um 11.198 auf 1,59 Mio. ab. 2012 fand ein betonter Rückgang statt, 2013 eine Zunahme und 2014 erneut eine Abnahme. Das durchschnittliche Einkommen der Angestellten der Stadtverwaltung betrug 2014 $ 15.065 monatlich, leicht unter dem Durchschnitt der nationalen öffentlichen Verwaltung, wo es $ 16.421 waren. Das Wirtschaftsinstitut Idesa weist darauf hin, dass 2014 der grösste Teil der zusätzlichen Bevölkerung, die sich in einem Alter befindet, in dem eine bezahlte Beschäftigung normal ist, entweder arbeitslos blieb, oder in die öffentliche Verwaltung eintrat. 8 von 10 neuen Arbeitsplätzen entfielen 2014 auf den Staat.
***
Zum zweiten Mal in diesem Jahr hat das Wirtschaftsministerium am Donnerstag Bonds mit einer Laufzeit bis März und September über $ 3 Mrd. platziert, um sich auf dem Markt frisches Geld zu verschaffen. Die Neuemission richtet sich vor allem an institutionelle wie grosse Anleger. Aus dem Ministerium wurde mit einer hohen Beteiligung der Geschäftsbanken gerechnet. Die Papiere wurden mit dem Namen „Bonac“ getauft. Die variablen Zinsraten sind an den Lebac der Zentralbank gekoppelt, mit einer Laufzeit von 90 Tagen. Bei der Emission vom letzten März über $ 5 Mrd. wurden es insgesamt $ 7,4 Mrd. Die Zinsrate in Pesos lag bei 26,2%.
***
Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 12,62 Mrd, von dene jedoch nur $ 8,77 Mrd angenommen wurden, weil die ZB den Zinssatz relativ niedrig halten wollte. Da gleichzeitig Lebac für $ 11,83 verfielen, verblieb eine Nettoexpansion von $ 3,06 Mio. Lebac auf 91 Tage wurden zu 26,22% verzinst, auf 119 Tage zu 27,04%, und dann jeweils mehr bis zu 29,05% bei 301 Tagen. Die Zinsen liegen bis zu zwei Prozentpunkten unter der Vorwoche. Die Ausgabe von Dollarwechseln betrug u$s 259 Mio.
***
Gemäss einem Bericht des Wirtschaftsinstitutes IEERAL, das von der Stiftung „Fundación Mediterranea“ abhängt, hat die Beschäftigung in 16 Jahren ab 1998 bei der Industrie nur um 18% zugenommen, jedoch bei der Bauwirtschaft um 22% und bei den Dienstleistungen um 71%. Die privaten Arbeitsplätze stiegen in dieser Periode um ca. 50%, die staatlichen um 85%. Seit 2008 schafft die Privatwirtschaft netto keine zusätzlichen Arbeitsplätze.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Im 1. Quartal 2015 reisten 632.882 Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, nach Uruguay. Es waren 14,5% mehr als im Vorjahr. Aus Brasilien trafen 133.200 Touristen ein, 9,9% mehr als im Vorjahr, und aus Europa 52.726, 13,4% mehr als im Vorjahr. Insgesamt erhielt Uruguay im 1. Quartal 990.000 Touristen, 11,6% mehr als im Vorjahr. In einem Land von ca. 3 Mio. Einwohnern ist die genannte Zahl sehr hoch.
***
Angesichts der Öffnung des mexikanischen Energiemarktes bündelt der Milliardär Carlos Slim sein Ölgeschäft. Zwei bislang eigenständige Unternehmen würden zu Carso Oil & Gas fusioniert, teilte Slims Firmenholding Grupo Carso mit. Mit einem Vermögen von u$s 77,1 Mrd. ist Slim laut der Zeitschrift «Forbes» der zweitreichste Mann der Welt. Mexiko hatte zuletzt seinen bisher streng regulierten Energiemarkt für private Investoren geöffnet. Derzeit laufen die ersten Ausschreibungen. Carso erbringt bereits seit Jahren Serviceleistungen für den staatlichen Erdölkonzern Pemex. Nun könnte das Unternehmen allerdings als gleichberechtigter Partner auftreten oder sogar mit Pemex um Projekte konkurrieren. (dpa)
***
Argentinien und Paraguay überwachen in Zukunft ihre Fracht auf den Schiffen auf dem Paraná-Fluss über die gesamte Strecke per Satellit. Am vergangenen Dienstag haben beide Länder diesbezüglich eine Vereinbarung unterschrieben.
***
Geschäftsnachrichten
Intercargo
Dieses Unternehmen hat eine Werkstatt zur Wartung von Flugzeugen am Flughafen Ezeiza eingeweiht. Ausserdem wurden neue Rampen vorgestellt. Für beide Projekte sind Investitionen in Höhe von $ 25 Mio. getätigt worden. Darüber hinaus hat Intercargo zehn Leichttraktoren für die Gepäckbeförderung, sechs Förderbände für die Gepäckeinbringung in die Flugzeugen, einen Schwertraktor und vier Fahrzeuge für den Anschub von.
Centro de Diagnóstico Veterinario
Zwischen u$s 20 und u$s 30 Mio. wird dieses Labor für den Bau eines neuen Werks in Pilar investieren. Hier sollen jährlich zwischen 40 und 50 Mio. Impfungen gegen Maul-und Klauenseuche hergestellt werden, zunächst für den Inlandsmarkt und später für den Export in südamerikanische Länder.
Zanella
Zanella stellt als einiziges Unternehmen in Argentinien Vierräder her. Ihre hohe Gewandtheit, Stärke, Sicherheit und Komfort macht die beiden Modelle GForce 250 und GForce 250 II für die Landarbeit sehr beliebt. Sie verfügen über einen Viertaktmotor von 229 cm und 14 hp. Die Fahrzeuge haben eine Traglast von bis zu 235 Kg.
Glencore
Dieses multinationale Unternehmen, mit Hauptsitz in der Schweiz, kündigte eine Investition von u$s 3 Mrd im Kupferbergwerk El Pachón, Provinz San Juan, an. Das hat der Generaldirektor des Unternehmens, Aristoteles Mistakidis, persönlich dem Gouverneur der Provinz, José Luis Gioja, mitgeteilt. Dabei wies die Firma auch darauf hin, dass die Logistik, der Transport und Verpflichtung anderer Dienstleistungen lokal erfolgen werde, nachdem dieses Projekt den binationalen Chrakter mit Chile aufgegeben hat, der ursprüglich bestand. Es ist vorgesehen, 200.000 Jato Kupferkonzentrat pro Jahr zu erzeugen, wobei damit gerechnet wird, dass dies während 30 Jahren erfolgt.
Honda
Der japanische Autobauer Honda hat im Werk Campana und in Präsenz von Präsidentin Cristina Kirchner mit dem Bau der ersten 15.000 Einheiten des Modells HR-V begonnen. Das „Crossover –Fahrzeug“ ist überwiegend für den brasilianischen Markt bestimmt. Die erste Ladung sei für den 28. April vorgesehen. Das Unternehmen hat für dieses Projekt u$s 220 Mio. investiert, im Rahmen eines Investionsprogramms von insgesamt u$s 330 Mio. Die Erwartungen für den lokalen Markt liegen bei 3000 Einheiten im Jahr.
Aerolineas Argentinas
Die staatliche Airline hat ein Abkommen mit der chilenischen Sky Airline abgeschlossen, durch das ab 1. Mai 2015 sämtliche Fluge zwischen Buenos Aires und Santiago gemeinsam betrieben werden, mit bis zu acht täglichen Flügen. Dabei werden ausserdem die Verbindungen zu verschiedenen chilenischen Städten verbessert, wie Concepción, Temuco, Puerto Montt, La Serena. Copiapó, Calama und Iquique.
CCU
Dieses von der chilenischen Quiñenco-Gruppe und der niederländischen Heineken kontrollierte Unternehmen, das sich mit der Erzeugung und dem Vetrtrieb von Bier befasst, gab bekannt, dass es dieses Jahr u$s 350 Mio. in Südamerika investieren werde, um die Produktion zu erhöhen. Die Firma ist in Argentinien, Chile, Bolivien, Kolumbien, Uruguay und Paraguay präsent.
Wirtschaftsübersicht
Tickende Zeitbomben für die nächste Regierung
In der Opposition und auch in Unternehmerkreisen macht man sich grosse Sorgen über die Zeitbomben, die die K-Regierung ihrem Nachfolger hinterlässt, die nach dem 10. Dezember explodieren. CFK kontert, dass dies für ihre Partei keinen Sinn hat, weil diese weiter an der Regierung bleiben werde. Womit sie das Bestehen dieser Bomben leugnet. Indessen ist es nicht so, dass die Regierung ihrem Nachfolger bewusst diese explosiven Probleme überträgt, sondern dies ergibt sich, weil sie stets kurzfristig handelt und schwierige Probleme hinausschiebt. Und diese Haltung, die die ganzen 12 K-Jahre kennzeichnet, wird in einer Wahlperiode vertieft.
Gewiss ist es gut möglich, dass Daniel Scioli die Präsidentenwahl von 30. Oktober gewinnt, wobei CFK von ihm eine Kontinuität erwartet. Wie weit sich Scioli von CFK differenziert, lässt sich nicht sagen. Grundsätzlich kann man sagen, dass dann die Nachfolger der Montonero-Terroristen, und auch die Mitglieder von „La Cámpora“, nicht mehr den harten Regierungskern bilden werden, und der traditionelle Peronismus eine stärkere Machststellung in der Regierung einnimmt, der pragmatischer ist und von marxistischem Dogmatismus Abstand nimmt, der bei den Kirchners stets zum Vorschein kommt. Allein, wie immer eine Scioli-Regierung politisch gestaltet ist, sie wird sich mit schweren Problemen auseinandersetzen müssen, die ihr diese Regierung hinterlässt, genau wie eine von Mauricio Macri oder Sergio Massa.
Die Regierung wird sich peinlich anstrengen, dass die Bomben nicht vor dem 30. Oktober platzen. Denn das würde das Wahlergebnis für sie beeinträchtigen. Sie wird somit versuchen, den Wechselkurs nur minimal abzuwerten, und die Zahlungsbilanz mit einer noch strengeren Devisenbewirtschaftung im Gleichgewicht zu halten, um einen neuen Default mit Staatspapieren zu vermeiden, bei denen Zinsen und Amortisationsquoten vor dem 10. Dezember fällig sind. Sie wird auch die Staatsausgaben auf hohem Niveau halten, die Finanzierungsprobleme, die dabei auftreten, hinausschieben, und sich bemühen die Lohnerhöhungen, die in den kommenden Wochen ausgehandelt werden, in Grenzen zu halten, so dass sie mit einer monatlichen Inflationsrate von unter 2% vereinbar sind. Eventuell könnten dann Klauseln in die Arbeitsverträge eingebaut werden, die eine neue Verhandlungsrunde ab Dezember vorsehen, so dass die nächste Regierung mit den Gewerkschaften zurechtkommen muss. Die Regierung will diesen sehr zerbrechlichen Status quo bis Dezember erhalten. Danach die Sintflut! Mit oder ohne Scioli.
Die Unternehmer und grosse Teile der Gesellschaft, rechnen mit einem Abwertungssprung für Dezember. Bei Fortsetzung der bestehenden Kurspolitik dürfte der Wechselkurs am 10. Dezember zwischen $ 9 und $ 10 liegen. Erwartet wird jedoch danach ein Kurs von gut $ 15. Das bedeutet nicht, dass die kommende Regierung effektiv so stark abwertet, sondern nur, dass dies weitgehend erwartet wird, was dann auch zur selbsterfüllten Prophezeiung führen kann. Paradoxerweise sind die Abwertungserwartungen bei einer Macri-Regierung viel geringer als bei einer von Scioli, weil angenommen wird, dass Macri Auslandskredite und –investitionen anzieht, mit denen die schwelende Zahlungsbilanzkrise überwunden wird.
Die Abwertungserwartung bringt schon vorher schlimme Konsequenzen mit sich, die das Zahlungsbilanzproblem verschärfen. Landwirte werden in Erwartung höherer Preise versuchen, ihre Ernte so weit wie möglich einzubehalten, was sich negativ auf die Handelsbilanz auswirkt und sogar zu einem Defizit führen kann, das sich auf die schon defizitäre Zahlungsbilanz überträgt. Unternehmer werden in vielen Fällen die Preise in Anbetracht erhöhter Wiederbeschaffungskosten erhöhen, oder sogar auf den Verkauf bestimmter Produkte verzichten. Die Erwartung eines Abwertungssprunges löst zusätzliche inflationäre Impulse aus und führt gesamthaft zu einer Verstärkung der Rezession. Dabei hinterlässt die Regierung der nächsten eine weitere Bombe, nämlich eine noch höhere Arbeitslosigkeit.
Bei der Landwirtschaft ergibt sich eine eigenartige Lage: die Aussaat von Getreide und Ölsaat entfällt auf diese Regierung und die Ernte auf die nächste. Beim bestehenden Wechselkurs und den gegenwärtigen Exportzöllen geht die Rechnung für die Landwirte nur in den besten Gegenden der sogenannten „feuchten Pampa“ auf. Viele haben schon bei der letzten Ernte Verluste erlitten. Das würde somit zu einer starken Abnahme der bebauten Fläche und zu einer niedrigeren Ernte führen, einen Luxus, den sich das Land gewiss nicht leisten kann. Sowohl Macri wie Massa haben schon eine Senkung der Exportzölle angekündigt, wobei man davon ausgehen kann, dass der Umfang derselben von dem der Abwertung abhängt. Ein Abschaffung der Exportzölle, wie sie Macri u.a. gelegentlich erwähnt haben, ist rein finanziell nicht möglich. Scioli ist politisch gehemmt, Massnahmen dieser Art anzukündigen, weil sie im Gegensatz zur Politik der Regierung von CFK stehen, deren Kontinuität er repräsentiert. Was Macri und in geringerem Ausmass auch Massa befürworten, bedeutet im Wesen eine Einkommensübertragung von der städtischen Bevölkerung auf die Landbevölkerung, was u.a. eine Verringerung des Reallohnes beinhaltet. Und das hat eben explosive Konsequenzen.
In diesem Sinn kommt noch ein weiteres Problem auf die kommende Regierung hinzu, nämlich die Notwendigkeit der drastischen Verringerung der Subventionen auf öffentliche Dienste, was besonders die Stadt Buenos Aires und Umgebung betrifft. Auch wenn man dies technisch so macht, dass die Wirkung bei den ärmeren Bevölkerungsschichten auf ein Mindestmass gesenkt wird, lässt sich eine allgemeine Wirkung nicht vermeiden.
Die Staatsfinanzen sind völlig aus den Fugen geraten. Die Experten, die sich mit dem Thema befassen, rechnen auf alle Fälle für 2015 mit einem Defizit des Staatshaushaltes von 5% des Bruttoinlandsproduktes. Die angesehene Stiftung „Fundación Mediterranea“ (aus der Domingo Cavallo und seine Mannschaft 1991 hervorgegangen sind) gab bekannt, dass der Finanzierungsbedarf des Nationalstaates, der das Defizit und auch Amortisationen der bestehenden Schuld umfasst, 7,3% des BIP betragen werde. Dafür gibt es keine Finanzierung, was dazu führt, dass dies die monetäre Expansion erhöht und eine direkte inflationäre Wirkung hat. Die Regierung will dies mit Preiskontrollen, besonders über die „gepflegten Preise“ und auch mit einer Verlagerung von Mitteln der Banken von der Privatwirtschaft auf den Staat ausgleichen, was rezessiv wirkt. Die neue Regierung muss sich sofort mit dem Problem auseinandersetzen, was bedeutet, dass sie gleich klare Zeichen setzen muss, wie die Staatsausgaben gesenkt werden können. Scioli kann dies jedoch nicht tun, weil er dabei Kritik an der bestehenden Regierung üben würde, was ihm CFK streng verbietet.
Das Problem der Holdouts und des verlorenen Prozesses in New York kommt sofort auf die neue Regierung zu. Doch das ist im Grunde viel einfacher als die anderen Themen, die wir erwähnt haben. Denn es geht schliesslich darum, Verhandlungen einzuleiten, bei denen die argentinische Regierung sich gutgläubig verhält, und nicht mehr wie ein Betrüger, wie es unter den Kirchners der Fall war und ist, und auch darum, normale Beziehungen mit der US-Regierung herszustellen. CFK bemüht sich bei jeder Gelegenheit, so auch bei der jüngsten Panama-Konferenz, die Regierung der Vereinigten Staaten zu brüskieren, der sie allerlei Bosheiten unterstellt, die frei erfunden sind. Es geht bei der Regelung der schwebenden Auslandsschulden nicht um eine Barzahlung, sondern im Prinzip um die Anerkennung der Schuld, dann um Verhandlung über einen Nachlass und besonders über Zahlung in Form von Staatspapieren zu niedrigen Zinsen. Die Regierung von CFK hat sowohl im Fall der Schuld gegenüber dem Pariser Klub, wie gegenüber Repsol, in ihrer Rede eine sehr aggressive Haltung eingenommen, dann in der Praxis jedoch nachgegeben und mehr gezahlt, als es bei vernünftiger Verhandlung hätte sein können. Die kommende Regierung muss es genau umgekehrt machen. In einer Welt, die es gut mit uns meint, und in der Kapital und Kredit im Überfluss vorhanden sind, mit anormal niedrigen Zinsen, und mit Kapital, das nach Investitionsmöglichkeiten Ausschau hält, sollte die Lösung des Schuldenproblems nicht so schwierig sein, wobei man dann auch erwarten kann, dass wieder Geld ins Land fliesst, und das Zahlungsbilanzproblem verschwindet.
Die neue Regierung, wer immer sie übernimmt, muss die tickenden Bomben sofort entschärfen, also schon vor der Regierungsübernahme. Sie muss in dieser Beziehung schon gleich nach dem 30. Oktober ein konkretes Programm vorlegen, das auch glaubhaft sein muss, so dass chaotische Zustände vermieden werden. Hoffentlich gelingt es ihr, unabhängig davon, ob der Präsident Scioli, Macri oder Massa heisst.
Wirtschaftsübersicht
Der Fall “Aguas Argentinas” und die weiteren ICSID-Konflikte
Bei Privatisierungen und auch sonst bei Kapitalinvestitionen ausländischer Unternehmen in Argentinien wird meistens vereinbart, dass das Schiedsgericht der Weltbank über Konflikte zwischen den Parteien, also dem Unternehmen und dem argentinischen Staat, entscheidet, ohne Recht auf Berufung vor einem ordentlichen Gericht. Dieses Organ heisst auf englisch ICSID („International Center for Settlement of Investment Disputes“) und auf spanisch CIADI („Centro Internacional de Arreglo de Disputas por Inversiones“).
Die Weltbank hat noch eine andere Tochteragentur, die Auslandsinvestitionen gegen politische Risiken versichert, die MIGA heisst („Multilateral Investment Guarantee Agreement“). Diese wurde jedoch im Fall Argentiniens, soweit wir unterrichtet sind, nicht eingesetzt, was unbegreiflich erscheint. Denn in diesem Fall erscheint die Weltbank selber als Kläger, sowohl bei Konfiskationen wie bei einseitigem Bruch von Konzessionsverträgen durch die Regierung, wie sie die argentinische Regierung ab Anfang 2002 am laufenden Band vollzogen hat. Ein Konflikt mit der Weltbank führt sofort zur Aufhebung der Kredite an das Land, das ihn verursacht hat, und hat auch weitere unangenehme Konsequenzen.
Das ICSID hat ein Verfahren, das sehr lange dauert. Dass der Fall von Aguas Argentinas erst nach neun Jahren entschieden wurde, der sich zunächst auf ungenügende Tarife bezieht und dann auf die als Enteignung verkleidete Konfiskation des Unternehmens, ist schwer zu erklären, nachdem alles von vorne herein klar war. Der argentinische Staat wurde verurteilt, eine Entschädigung von u$s 405 Mio. an die Aktionäre der Firma, die französische Suez und die spanische Aguas de Barcelona, zu zahlen, aber mit Zinsen bis zum Zeitpunkt der effektiven Zahlung. Die Besitzer der Firma hatten u$s 1,2 Mrd. gefordert, was Kicillof veranlasste, das ICSID-Urteil als einen Triumph für Argentinien darzustellen. Dennoch kündigte er die Berufung des Urteils (ebenfalls vor dem ICSID) an. Das zwingt faktisch auch Suez dazu, das Urteil zu beanstanden, was die Gefahr mit sich bringt, dass der Betrag schliesslich erhöht wird.
Aguas Argentinas ging Anfang der 90er Jahre aus der Privatisierung der staatlichen „Obras Sanitarias de la Nación“ (OSN) hervor, die die Wasserversorgung und –entsorgung im Raum von Gross Buenos Aires betrieb. Das neue Unternehmen wurde mehrheitlich von der französischen Suez kontrolliert, die sich schon seit langer Zeit in französischen Grossstädten mit dem Thema befasste, mit der spanischen „Aguas de Barcelona“ als Partner. OSN war zum Zeitpunkt der Privatisierung weitgehend verkommen. Die grosse Anlage zur Wasseraufbereitung in Palermo befand sich in einem prekären Zustand, mit der Gefahr, dass sie jederzeit ausgesetzt werden musste, womit dann ein grosser Teil der Stadt Buenos Aires kein Wasser erhielte. Die Röhren waren weitgehend defekt, so dass schätzungsweise bis zu einem Drittel des Wassers verloren ging, was gelegentlich auch die daneben liegenden Stromkabel schädigte. Ausserdem war das Wasser nicht trinkbar („potable“), wie es laut internationalen Normen sein muss. An eine Ausdehnung und Verbesserung des Dienstes war nich zu denken. OSN fehlte nicht nur das Geld, sondern auch die Technologie.
Aguas Argentinas hat die bestehenden Mängel kurzfristig behoben. Die genannte Anlage in Palermo wurde in Ordnung gebracht, und die Stellen, an denen die Röhren Wasser verloren, wurden repariert. Das Unternehmen verwendete dabei eine Art kleines ferngelenktes Unterseeboot, das durch die Röhren fuhr und Verluststellen aufdeckte. Im Fall einer grossen Röhre, die unter der Strasse Pampa liegt, wurde sie von innen mit einem Polyäthtylenschlauch von ca. 4 Km verkleidet, womit das Problem vollständig gelöst wurde. Es wurden auch zusätzliche grosse Röhren gelegt, die in Vororte führen. Das Wasser wurde wieder trinkbar. Aguas Argentinas hat eine wirklich herrvorragende Leistung vollbracht. Dass Kicillof jetzt erklärt hat, dass die Kündigung des Konzessionsvertrages notwendig gewesen sei, zeugt von Unkenntnis der hervorragenden Leistung von Aguas Argentinas und einer gefährlichen ideologischen Einstellung.
Präsident Néstor Kirchner hat der Firma vorgeworfen, zu wenig zu investieren. Allein, dies bedarf einer Finanzierung, die aus den normalen Einnahmen, Krediten und staatlichen Zuschüssen stammen muss. Die Tarife waren zurückgeblieben und deckten damals nicht einmal die vollen Betriebskosten. Weitere Kredite, nach dem von u$s 700 Mio., den AA schon erhalten hatte, konnte die Firma bei dieser Lage nicht bekommen. Und staatliche Mittel gab es auch nicht.
Es ging eigentlich damals darum, den Konzessionsvertrag dahingehend zu korrigieren, dass der Staat für die Investitionen aufkam und auch bestimmt, welche prioritär sind, und das Unternehmen kostendeckende Tarife erhält, oder sonst eben Subventionen, die die Differenz zwischen Tarifen und Kosten ausgleichen. So ist es jetzt bei der Konzession der U-Bahn und wird es eventuell auch bei Konzessionen der Eisenbahn und womöglich auch anderen sein. Wichtig ist, dass die Betreibung öffentlicher Dienste, einschliesslich Wartung, privat bleibt. Der Staat ist auf diesem Gebiet ineffizient und kann nur ausnahmsweise vermeiden, es zu sein, eben weil Effizienz mit staatlicher Starrheit, Bürokratie, Politisierung und Korruption unvereinbar ist. Es bleibt zu hoffen, dass der nächste Präsident dies begreift. Denn bei CFK und ihrem marxistisch-keynesianischen Minister Kicillof ist Hopfen und Malz verloren.
Statt nur den Konzessionsvertrag in einigen Aspekten zu ändern, wurde Aguas Argentinas im März 2006 verstaatlicht und in AYSA („Aguas y Saneamiento Ambiental“) umbenannt. Dabei wurden sofort um die tausend unnötige Arbeitnehmer eingestellt. Und danach erteilte das Schatzamt dem Unternehmen bisher schon über $ 20 Mrd. (um die u$s 3,5 Mrd.), mit denen der Betriebsverlust und allerlei Investitionen finanziert wurden, wie die unlängst von CFK eingeweihte Anlage südlich der Bundeshauptstadt, und die Anlage am Paraná-Fluss, im Bezirk Tigre, die in einigen Monaten in Betrieb genommen werden soll. Aguas Argentinas hätte diese Objekte und auch andere bestimmt billiger und besser durchgeführt. Denn der Staat ist bei Investitionen immer unwirtschaftlich. Wenn AYSA jedoch keine Katastrophe ist, wie es OSN seinerzeit war, so nur weil das Unternehmen unter privater Betreibung technisch in Ordnung gebracht wurde, bei einer rationellen Verwaltung, die zunächst beibehalten wurde.
Laut offizieller Information hatte Aguas Argentinas nur 460.000 zusätzliche Personen mit Wasser versorgt, und nur 200.000 mit dem Abwassersystem verbunden. Zum Zeitpunkt der Rückverstaatlichung gab es ca. 3 Mio. Menschen in Gross Buenos Aires, die kein fliessendes Wasser hatten, und ca. 4,5 Mio., die keine Kloaken hatten. Diese Zahl wurde angeblich schon halbiert, und 2019 sollen alle Haushalte der Gegend bedient werden. Für Aguas Argentinas hatte die Instandsetzung des bestehenden Systems Priorität vor der Ausweitung, wobei diese auch von den Finanzierungsmöglichkeiten abhing, die beschränkt waren, da der Staat sie nicht bereitstellte, wie er es nach der Übernahme getan hat.
Zurück zu den ICSID-Konflikten. Von insgesamt 24 Schlichtungsverfahren, die beim ICSID eingereicht wurden, sind jetzt, mit Aguas Argentinas (sofern die argentinische Regierung zahlt), fünf gelöst worden, während weitere 19 noch ausstehen. Eine Einigung gab es mit Azurix Corp für u$s 133,2 Mio., mit CMS Gas Transmission Company für u$s 165 Mio., mit Vivendi Universal für u$s 105 Mio., mit National Grid für u$s 105 Mio. und mit Continental Casualty Company für u$s 53 Mio. Bei den anderen, die auch bekannte internationale Grossunternehmen wie Hochtief, Total, Unysis, Camuzzi, AES Corp und Enron umfassen, sollte es in absehbarer Zeit auch zu einem Urteil der ICSID kommen. Die Kirchner-Regierungen haben es versäumt, Verhandlungen einzuleiten, um Kompromisslösungen zu erreichen. Dabei war die argentinische Verhandlungsposition 2004, als die Verfahren am Anfang standen, viel besser als jetzt, da die Kläger erwarten, kurzfristig ein Urteil zu ihren Gunsten zu erhalten, das auf den vollen Betrag des Schadens lautet.
Die neue Regierung sollte sich sofort mit dem Thema befassen und reinen Tisch machen. Denn wenn Konflikte verbleiben, dann nützt auch der gute Wille nicht, den die argentinische Regierung schon in einigen Fällen gezeigt hat, so mit der Einigung mit dem Pariser Klub, der Zahlung an Repsol und der Lösung der oben genannten Fälle. Das gesamte fehlende Konfliktpaket könnte bis zu u$s 20 Mrd. kosten, die auf alle Fälle in langfristigen Staatsbonds gezahlt würden. Das kann Argentinien durchaus verkraften. Die Streckung der Konflikte ad calendas graecas, wie es der Kirchner-Strategie entsprach, bringt grossen Schaden für Argentinien mit sich, wie höhere Zinsen bei Krediten, Hemmung von Investitionen und Geschäften im allgemeinen. Eine volle Integrierung in die Welt, die besonders für ein Land wie Argentinien von grossem Vorteil wäre, erfordert eine andere Haltung der Regierung, mit Vermeidung von Konflikten und unmitttelbarer Lösung der bestehenden, Suche nach Kompromissen und einer allgemein zivilisierten Haltung.